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Hintergrundinformationen 

Indonesiens neuer Präsident Joko Widodo, 
der von vielen Indonesiern einfach „Joko-
wi“ genannt wird, startete als Hoffnungsträ-
ger, doch die bisherige Bilanz gibt Anlass zur 
Ernüchterung. Bereits im Wahlkampf war zu 
beobachten, dass die Hoffungen, die viele 
Menschen in Jokowi setzten, wohl kaum er-
füllt werden konnten. Nach 100 Tagen meh-
ren sich die Stimmen, die sich fragen, ob Jo-
kowi wirklich die Person ist, die dafür Sorge 
trägt, dass Indonesien den langen Schatten 
der Neuen Ordnung unter Suharto wirklich 
hinter sich lassen kann:  Dazu wäre nämlich 
ein Paradigmenwechsel in einigen Politikfel-
dern notwendig.  Gefordert wird eine Politik, 
die sich aktiv für eine Verbesserung der sozia-
len Lage der ärmsten Indonesierinnen und 
Indonesier einsetzt, die sich aktiv für Presse- 
und Meinungsfreiheit stark macht, sowie die 
Opfer der Menschenrechtsverletzungen un-
ter Suharto anerkennt und entschädigt. 

Auch wenn es zu früh ist, eine Evaluation 
durchzuführen, möchte ich hier die ersten 
100 Tage seiner Präsidentschaft zum Anlass 
nehmen, einen kritischen Blick auf seine bis-
herige Politik zu werfen. 
 

Jokowi: Saubermann aus lokaler Elite  

Jokowi, der sich als Bürgermeister der zent-
raljavanischen Stadt Solo und als Bürgermeis-
ter von Jakarta einen Namen machte, kann 
als Aufsteiger aus einer lokalen Elite betrach-

tet werden. Anders als sein Konkurrent beim 
Präsidentschaftswahlkampf, Prabowo Subi-
anto, hat Jokowi keine engeren Beziehungen 
zu den Eliten in Politik, Wirtschaft und Militär, 
die noch aus der Suharto-Zeit stammen. Da-
her galt er bei vielen als Hoffnungsträger, der 
nun endlich frischen Wind in die indonesische 
Politik bringen sollte. Auch hoben zahlreiche 
seiner UnterstützerInnen während des Wahl-
kampfes hervor, dass Jokowi anders als sein 
Konkurrent nicht im Verdacht steht, sich 
Menschenrechtsverletzungen schuldig ge-
macht zu haben. Prabowo wird zur Last ge-
legt, 1998 als Kostrad-Oberbefehlshaber da-
für verantwortlich zu sein, dass seine Trup-
pen Demokratieaktivisten verschleppt und 
gefoltert haben. In den 80er Jahren soll er für 
die Ausbildung und Bewaffnung irregulärer 
Truppen in Osttimor, die zahlreiche Massaker 
unter der Zivilbevölkerung verübt hatten, 
verantwortlich gewesen sein.  Auch wenn 
Menschrechtsgruppen während des Wahl-
kampfes immer wieder auf Prabowos Rollen 
in diesen Fällen hinwiesen und abermals Un-
tersuchungen und Aufklärungen verlangten, 
verhielt sich Jokowi überraschend ruhig und 
attackierte seinen Kontrahenten nicht auf 
diesem Gebiet.  
 

Der lange Schatten der Vergangenheit 

Das Thema Menschenrechte scheint Jokowi 
auch während der ersten 100 Tage seiner 
Amtszeit nicht besonders zu interessieren. 

2│2015                 3066.01.2015 

 
100 Tage Ernüchterung:  

Indonesiens neuer Präsident startete als Hoffnungsträger  
und findet sich in der Realpolitik wieder  

von Timo Duile 

 

 

 



 

2 
 

Als die indonesische Zensurbehörde LSF Ende 
Dezember öffentliche Aufführungen des 
Films senyap (The Look of silence, Joshua 
Oppenheimer) zunächst in Ostjava untersag-
te, äußerte sich der Präsident nicht zu diesem 
Eingriff in das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung. Außerdem liegt in diesem Schweigen 
auch der Verdacht begründet, dass er wohl 
nichts unternehmen wird, um die Menschen, 
die damals als Kommunistinnen stigmatisiert 
wurden, zu rehabilitieren. Der Film erzählt 
die Ereignisse aus der Perspektive eines Opti-
kers, dessen Bruder während der Kommunis-
tInnenverfolgungen 1965/66 umgebracht 
wurde. Als Optiker besucht er nun die Men-
schen, die damals Jagd auf tatsächliche und 
vermeintliche Kommunisten machten und 
diese unter Duldung und Beihilfe des Militärs 
umbrachten. Nach unterschiedlichen Schät-
zungen wurden damals 500.000 bis drei Mil-
lionen Menschen ermordet. Eine Aufarbei-
tung wurde bis heute nicht durchgeführt und 
bislang sieht es nicht danach aus, als würde 
Jokowi sich an dieses heikle Thema trauen. 
Die Zensurbehörde sieht in dem Film eine Ge-
fahr für den gesellschaftlichen Frieden, der in 
der Tat lange auf Verschweigen und gesell-
schaftlicher Stigmatisierung der Opfer beruh-
te. Jokowis Schweigen passt da ins Bild, und 
so werden die Opferverbände wohl nicht auf 
die Unterstützung des Präsidenten hoffen 
können.  
 
 

Der neue „starke Mann“ gerät unter 
Druck 

Stattdessen machte der Präsident Schlagzei-
len mit der Hinrichtung von sechs Drogen-
schmugglerInnen am 17. Januar 2015. Die 
Gnadengesuche hatte er zuvor abgelehnt und 
sein Einverständnis für die Exekution gege-
ben. Weitere 64 Menschen sind zum Tode 
verurteilt und es ist damit zu rechnen, dass 
Jokowi auch diese Menschen hinrichten las-
sen wird. So kann sich Jokowi als Kämpfer 
gegen Drogenhandel und -konsum inszenie-
ren, wohl wissend, dass ein Großteil der In-
donesierInnen die Todesstrafe für Drogen-

schmuggler unterstützt. Die Kritik von Men-
schenrechtsgruppen ließ er ebenso an sich 
abprallen wie die Bemühungen der Regierun-
gen der Länder, aus denen die Drogen-
schmugglerInnen stammten, die Todesstrafe 
doch noch abzuwenden.  

Jokowi konnte so auch von seiner umstritte-
nen Nominierung von Budi Gunawan als 
obersten Polizeichef (Kapolri) ablenken. Budi 
Gunawan ist wegen Korruption angeklagt und 
seine Ernennung rief deshalb heftigen Protest 
in sozialen Netzwerken hervor. Auch zahlrei-
che Intellektuelle, die Jokowi zuvor im Wahl-
kampf unterstützt hatten, äußerten in einer 
Petition öffentlich ihren Unmut. Diese Ausei-
nandersetzung fachte auch den schon länger 
andauernden Konflikt zwischen Polizei und 
der Anti-Korruptionsbehörde (KPK) an, in den 
auch einige Politiker verstrickt sind.  

Nur  wenige Tage nachdem die KPK Budi 
Gunawan der Bestechung beschuldigte, ging 
die Polizei gegen Bambang Widjojanto, dem 
stellvertretenden Vorsitzenden der KPK, vor. 
Ihm wird zur Last gelegt, vor fünf Jahren fal-
sche Zeugenaussagen gemacht zu haben. 
Damals arbeitete er noch als Anwalt. Nicht 
überraschend, dass viele IndonesierInnen 
hierin eine Retourkutsche sehen. Der bereits 
länger andauernde Machtkampf zwischen 
KPK und Polizei ist damit nun wieder voll ent-
facht. In Indonesien ist diese Auseinanderset-
zung als Kampf zwischen Krokodil (Polizei) 
und Gecko (KPK) bekannt,  was vor allem die 
Macht der Polizei hervorheben soll, während 
viele IndonesierInnen ihre Sympathie mit 
dem kleinen Gecko (cicak) ausdrücken. Hier 
wünschen sich viele Menschen, die auch im 
Alltag unter der nach wie vor grassierenden 
Korruption leiden, einen Präsidenten, der 
deutlich Stellung für die KPK bezieht.  

Mit der medienwirksamen Versenkung eines 
vietnamesischen Fischerbootes präsentiert 
sich der Präsident als starker Mann, der ge-
gen illegale Fischerei in indonesischen Ge-
wässern vorgeht. Diese Aktion war sicherlich 
einfacher und öffentlichkeitswirksamer, als 
eine effektive, nicht korrupte Marine aufzu-
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bauen, die sich der Lösung dieses Problems 
annehmen müsste. 
 
 

Soziale Ungleichheit als politische 
Herausforderung 

Schon zuvor hatte es öffentliche Proteste ge-
gen eine Erhöhung der stark subventionier-
ten, staatlich festgelegten Treibstoffpreise 
von 6.500 (ca. 45 Cent) auf 8.500 Rupiah (ca. 
60 Cent) je Liter gegeben. Das subventionier-
te Benzin hatte bisher auch armen Menschen 
ein gewisses Maß an Mobilität ermöglicht. 
Mit den Ersparnissen möchte Jokowi nun die 
Infrastruktur besonders in peripheren Gebie-
ten ausbauen. KritikerInnen halten ihm vor, 
hier vor allem die Bedürfnisse von Investoren 
zu erfüllen, die für die Ausbeutung der Bo-
denschätze und den Betrieb von Ölpalmen-
plantagen auf einen Ausbau der Infrastruktur 
angewiesen sind. Wie nun bekannt wurde, 
plant Jokowi auch einen Abbau oder die 
gänzliche Streichung von Subventionen bei 
Düngemitteln, was gerade Kleinbauern und -
bäuerinnen empfindlich treffen könnte.  

Insgesamt scheint Jokowi in der Wirtschafts-
politik auf weniger Staat setzen zu wollen; als 
ehemaliger Betreiber einer Möbelfirma setzt 
er auf kleine und mittelgroße Unternehmen, 
die Arbeitsplätze schaffen sollen, während 
sein Gegenkandidat Prabowo wohl eher 
Wirtschaftspolitik im Sinne der alten Elite ge-
paart mit sozialen Ausgaben, um die armen 
Teile der Bevölkerung bei Stange zu halten, 
betrieben hätte. Beide Spielarten des Kapita-
lismus scheinen aber kaum überzeugende 
Antworten auf die Frage zu bieten, wie denn 
die Armut nachhaltig reduziert werden könn-
te.  

Noch immer leben fast 30 Millionen Men-
schen in Indonesien unter der Armutsgrenze, 
die von ihrer Regierung mit umgerechnet et-
wa 25 Euro pro Monat schon extrem niedrig 
angesetzt ist. Und selbst hier konnten in den 
letzten Jahren kaum Verbesserungen erzielt 
werden. Die tatsächliche Armut ist dann auch 

wesentlich größer. So beträgt der monatliche 
Mindestlohn in Jakarta zurzeit 2,7 Millionen 
Rupiah (etwa 190 Euro). Wer davon eine Fa-
milie ernähren muss, kann in Jakarta sicher-
lich als arm gelten. Dem gegenüber stehen 
die enorme Kapitalkonzentration der natio-
nalen ökonomischen Elite und die massive 
Abschöpfung von Ressourcen und erwirt-
schafteten Werten durch ausländische Kon-
zerne. So ist die ökonomische Ungleichheit in 
Indonesien in den letzten Jahren sogar ge-
stiegen.  

Hier wäre die Regierung gefragt, eine Umver-
teilung von oben nach unten vorzunehmen, 
aber es ist davon auszugehen, dass Jokowi 
keine mutigen Schritte in dieser Richtung un-
ternehmen wird. Zum einen ist er von der 
Wirtschaftselite politisch abhängig, da sie ih-
re Interessen nicht nur im Parlament, son-
dern auch in den Medien vertreten kann. 
Zum anderen scheint er der Überzeugung zu 
sein, dass eine Stärkung des Mittelstandes 
und mehr Markt (zumindest innerhalb Indo-
nesiens) das beste Mittel gegen Armut sind 
und er deshalb auf groß angelegte Program-
me zur verordneten Umverteilung des im-
mensen Reichtums verzichten kann.   

 

Kritik an Jokowis Regierung und Ge-
genwind im Parlament 

Auch die Ernennung einiger Minister im neu-
en Kabinett Jokowis wurde von Demokratie- 
und Menschenrechtsaktivisten kritisiert. Vie-
le stören sich beispielsweise an Tedjo Edhy 
Purdijatno, der als koordinierender Minister 
für politische, juristische und sicherheitspoli-
tische Angelegenheiten auch als Justizminis-
ter fungiert. Als Mitglied der Streitkräfte 
steht er für eine politische Mentalität, die 
Menschenrechten keinen hohen Stellenwert 
beimisst. Yuddy Chrisnandi, der als Minister 
für den Staatsdienst und Bürokratiereform 
zuständig ist, machte mit Überlegungen, den 
Inlandsgeheimdienst BIN für die Überwa-
chung der Staatsbediensteten einzusetzen, 
auf sich aufmerksam. 
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Jokowi verfügt im Parlament über keine ei-
gene Mehrheit. Seine Koalition aus den Par-
teien PDI-P, PKB, NasDem und Hanura 
kommt nur auf 247 Sitze und steht der Koali-
tion seines Herausforderers Prabowo gegen-
über, der neben seiner eigenen Partei Ge-
rindra die Fraktionen der islamischen Partei-
en PAN, PPP, PBB und PKS sowie die Partei 
Demokrat des ehemaligen Präsidenten Susilo 
Bambang Yudhoyono auf seine Seite ziehen 
konnte. Damit nimmt diese Koalition 313 
Plätze im Parlament ein. Da das Parlament 
somit Gesetze erlassen kann, ohne Jokowis 
Koalition einbeziehen zu müssen, muss er mit 
den alten Eliten in seiner Koalition und be-
sonders in der seines Rivalen zusammenar-
beiten. Bisher war es in der Regel so, dass der 
Präsident nach seiner Wahl schnell eine Koa-
lition hinter sich bringen konnte, die über ei-
ne Mehrheit im Parlament verfügt, aber da-
von ist Jokowi nun weit entfernt.  

So wird es schwierig werden, Reformen an-
zustoßen, doch gerade auf der Hoffnung auf 
Reformen beruht Jokowis Popularität. Als 
Bürgermeister machte er sich vor allem einen 
Ruf durch seine spontanen Besuche, blusu-
kan, bei denen er die Menschen auf der Stra-
ße direkt nach ihren Problemen fragte oder 
sich persönlich davon überzeugte, ob die An-
gestellten in der städtischen Verwaltung auch 
ihren Pflichten nachkamen. Dies bracht Jo-
kowi den Ruf ein, ein Mann des Volkes zu 
sein, der sich direkt nach den Sorgen und Nö-
ten der einfachen Menschen erkundigt und 
diese ernst nimmt. Allerdings war seine Kam-
pagne im Präsidentschaftswahlkampf dann 
sehr unspezifisch, da sie nur aus einer bloßen 
Hoffnung schöpfte, dass unter seiner Füh-
rung schon alles irgendwie besser werde. Un-
terfüttert wurden diese unbestimmten Hoff-
nungen dann mit dem Slogan einer „menta-
len Revolution“ – so etwas sprach viele Leute 
an und ließ genügend Freiräume für die je-
weils eigenen Interpretationen seiner Unter-
stützer. Außerdem kostet es schließlich 
nichts, eine „mentale Revolution“ auszurufen. 
Während der Wahlkampfkampagne gelang es 
Jokowi außerdem, besonders viele junge 

Menschen in Unterstützungskomitees zu or-
ganisieren, die nun weiterhin für die Arbeit 
des Präsidenten werben sollen. Jetzt ist je-
doch zu befürchten, dass es sich bei der Poli-
tisierung durch diese Komitees letztlich um 
eine Depolitisierung handelt, da wichtige po-
litische Themen ja „oben“ durch Jokowi und 
die alte Elite entschieden und von der Basis 
dann nur noch begleitet werden. Ausgewähl-
te Repräsentanten dürfen den Präsidenten 
dann beispielsweise auf Reisen begleiten, 
aber in die wichtigen Entscheidungsprozesse 
sind sie nicht eingebunden. 
 
 

Reaktionärer Islam auf dem Vor-
marsch 

Auch fehlt bisher ein beherztes Vorgehen ge-
gen reaktionär-gewalttätige Islamisten. Zwar 
ist der sog. „Islamische Staat“ (IS) in Indone-
sien verboten, dieses Verbot wird jedoch 
nicht umgesetzt, so dass Unterstützer weiter 
öffentlich für den IS werben. Auch die mili-
tante „Front der Verteidiger des Islam“ (Front 
Pembela Islam, FPI), kann weiterhin ihr Un-
wesen treiben. Die FPI ist bekannt dafür, dass 
sie gegen alles „Unislamische“ Selbstjustiz 
übt. Öffentlich hetzte sie kürzlich gegen den 
neuen Bürgermeister Jakartas, da dieser ein 
Christ chinesischer Abstammung ist und sich 
die Hardliner nicht von einem Nicht-
Muslimen regieren lassen wollen. Im Zuge ei-
nes vorschreitenden Einflusses reaktionär-
islamischer Kräfte, die gegen Andersgläubige 
ebenso vorgehen wie gegen Alkoholkonsum, 
Schönheitswettbewerbe, Popkonzerte oder 
kritische Berichterstattungen wäre hier gro-
ßer Handlungsbedarf für den neuen Präsi-
denten. 

Zusammenfassend muss festgehalten werden, 
dass für eine Perspektive, der es um Demo-
kratie, Menschenrechte und soziale Gerech-
tigkeit geht, die ersten Weichenstellungen 
des neuen Präsidenten noch wenig Anlass zur 
Freude oder gar Euphorie geben. Ein schwa-
cher Jokowi kann aber auch nicht im Interes-
se all jener sein, denen es um die Wahrung 
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von Menschenrechten und Demokratie geht: 
Sein Rivale Prabowo Subianto steht bereit, 
um Jokowi zu beerben. Prabowos Worten, 
Demokratie und indonesische Kultur würden 
nicht zusammen passen, weshalb er eine 
„kulturangemessene“ Beschränkung der De-
mokratie anstrebe, kann getrost Glauben ge-
schenkt werden: Mit den Stimmen seiner Ko-
alition, allerdings auf Antrag noch der Vor-
gängerregierung unter Susilo Bambang Yud-
hoyono, wurde gleich zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode ein Gesetz verabschiedet, 
dass die Direktwahl der Regierungschefs auf 
Provinz- und Kreisebene wieder abschaffte. 
Doch gerade diese Wahlen waren für viele 
IndonesierInnen Ausdruck demokratischer 
Errungenschaften. Der Protest war auch dem 
entsprechend groß, so dass dieses Gesetz 
dann doch wieder rückgängig gemacht wer-
den musste. Immerhin kann dies als ein Zei-
chen dafür betrachtet werden, dass die indo-
nesische Demokratie funktioniert – in diesem 
Falle besonders dank kritischer BürgerInnen. 

Eine Alternative zu Jokowi und Prabowo 
steht bisher nicht bereit; auch fehlt es an po-
litischen Kräften, die ideologisch konsistent 
und glaubwürdig für einen Politikwechsel ein-
treten könnte. So wird es möglicherweise die 
Aufgabe der kommenden Jahre sein, die so 
mühsam erkämpften Fortschritte in den Be-
reichen soziale Gerechtigkeit, Demokratie 
und Menschenrechte zu verteidigen, auch 
wenn viele die Hoffnung hatte, dass unter Jo-
kowi große Fortschritte in diesen Bereichen 
erzielt werden könnten. Eine weitere Bewer-
tung Jokowis wird nun jedenfalls im Lichte 
einer ersten Ernüchterung erfolgen müssen. 
 

 

 

 

 

 
 
 

Über den Autor: 

Timo Duile hat Politische Wissenschaft in 
Bonn und indonesische Sprache in Den-
pasar/Indonesien studiert und mit einer Ar-
beit über den Wandel der politischen Kultur 
im Transformationsprozess Indonesiens ab-
geschlossen. Zurzeit promoviert er im Fach 
"Südostasienwissenschaft" an der Universität 
Bonn über indigene Identität und ökologische 
Konflikte in Kalimantan/Indonesien. 

 

Impressum:  

Stiftung Asienhaus │ Hohenzollernring 52 │ 
50672 Köln │www.asienhaus.de 
 
Verantwortlich: Dr. Monika Schlicher 
Kontakt: monika.schlicher@asienhaus.de 


